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ATO-Generalsekretär Jens Stol-
tenberg war fast empört. »Das 
stimmt einfach nicht«, erklärte 
er im Januar, vom Spiegel nach 
russischer Kritik an der NATO-

Osterweiterung befragt. Hatten westliche Regie-
rungen denn nicht Anfang 1990, als die sozia-
listischen Staaten kollabierten, der Sowjetunion 
den Verzicht auf die Aufnahme neuer Mitglieder 
in Ost- und Südosteuropa zugesagt? »Ein sol-
ches Versprechen wurde nie gemacht«, behauptete 
Stoltenberg: »Es gab nie einen solchen Hinterzim-
merdeal. Das ist schlichtweg falsch.«

Schlichtweg falsch? Nun, vom Manager eines 
Militärpakts, der mitten in einem heftigen Kon-
flikt steckt, wird kaum jemand – außer vielleicht 
der Spiegel  – ehrliche Antworten auf peinliche 
Fragen erwarten. Das macht aber nichts; denn 
darüber, was der Westen Moskau in den Wirren 
des Jahres 1990 zugesagt hat und was nicht, liegen 
nicht nur allerlei Untersuchungen vor. Man kann 
mittlerweile auch zahlreiche einst als vertraulich 
eingestufte Regierungsdokumente einsehen, die 
das National Security Archive, ein Forschungs-
institut an der George Washington University in 
der US-Hauptstadt, im Laufe der vergangenen 
Jahre nach dem Ende der einschlägigen Geheim-
haltungsfristen öffentlich zugänglich gemacht hat. 
Aus ihnen lässt sich ein Bild gewinnen, das Stol-
tenbergs Behauptung widerspricht.

»Nicht einen Inch nach Osten«
Die Frage nach der Zukunft der NATO auf dem 
europäischen Kontinent ist während der Umbrü-
che der Jahre von 1989 bis 1991 früh aufgeworfen 
worden. Bereits am 2./3. Dezember 1989 schnitten 
US-Präsident George H. W. Bush und der sowjeti-
sche Staats- und Parteichef Michail Gorbatschow 
sie auf ihrem Gipfeltreffen in Malta an. Gor-
batschow fragte rhetorisch, ob »ein vereinigtes 
Deutschland neutral sein« solle, »kein Mitglied 
irgendeines militärisch-politischen Bündnisses«, 
oder ob es »NATO-Mitglied« sein werde. Dann 
wiegelte er jedoch sofort ab: Es sei »noch zu früh, 
diese beiden Optionen zu diskutieren«. Freilich 
lag zumindest die Frage der deutschen NATO-
Mitgliedschaft seitdem nachweislich offen auf 
dem Tisch, und spätestens ab Anfang 1990 ging 
es darüber hinaus auch um eine mögliche NATO-
Osterweiterung um Staaten der damals noch be-
stehenden Warschauer Vertragsorganisation.

Einen ersten öffentlichen Aufschlag machte 
am 31. Januar 1990 der bundesdeutsche Außen-
minister Hans-Dietrich Genscher. In einer Rede 
an der Evangelischen Akademie in Tutzing am 
Starnberger See erteilte er zunächst der Idee eines 
»neutralistischen Gesamtdeutschlands« eine of-
fene Absage; das sollte die historisch begründete 
Furcht vor deutschen Alleingängen, die für die 
alliierten Siegermächte des Zweiten Weltkriegs 
eine Rolle spielte, ausräumen und zugleich in-
direkt den Boden für die Forderung bereiten, ein 
vereinigtes Deutschland dürfe nicht neutral sein, 
sondern müsse der NATO angehören. Mit Blick 
auf die angestrebte NATO-Mitgliedschaft einer 
vergrößerten Bundesrepublik schränkte Genscher 
in Tutzing ein, »der Teil Deutschlands, der heu-
te die DDR bildet«, werde wohl kaum »in die 
militärischen Strukturen der NATO einbezogen 
werden« können; das werde die Sowjetunion ver-
weigern. Zudem kündigte der Außenminister an: 
»Eine Ausdehnung des NATO-Territoriums nach 
Osten, das heißt, näher an die Grenzen der So-
wjetunion heran, wird es nicht geben.« Warum? 
»Der Westen muss auch der Einsicht Rechnung 
tragen«, erläuterte Genscher, »dass der Wandel in 
Osteuropa und der deutsche Vereinigungsprozess 
nicht zu einer Beeinträchtigung der sowjetischen 
Sicherheitsinteressen führen darf.«

Genschers Äußerungen fanden weithin Beach-
tung. Die US-Botschaft in Bonn kabelte einen 
ausführlichen Bericht nach Washington, und als 
der bundesdeutsche Außenminister nur zwei Tage 
später, am 2. Februar 1990, in die US-Hauptstadt 
reiste, hatte er Gelegenheit, sein Konzept mit 
seinem US-Amtskollegen James Baker zu bespre-
chen. Der sprang offensichtlich darauf an. Man sei 
sich völlig einig gewesen, dass es »keine Absicht« 
gebe, »das NATO-Gebiet der Verteidigung und 
der Sicherheit nach Osten auszudehnen«, teilte 
Genscher in der anschließenden gemeinsamen 
Pressekonferenz mit. Ganz ähnlich äußerte er sich 
vier Tage später bei einer Zusammenkunft mit 
seinem britischen Amtskollegen Douglas Hurd. 

»Die Russen müssen eine gewisse Sicherheit ha-
ben«, so zitierte Hurd Genscher am 6. Februar 
1990 in einem Schreiben an den Botschafter Groß-
britanniens in der Bundesrepublik, Christopher 
Mallaby, »dass, wenn zum Beispiel die polnische 
Regierung eines Tages den Warschauer Vertrag 
verlässt, sie nicht am nächsten Tag der NATO 
beitritt.« Beide, Genscher und Hurd, waren sich 
einig, man müsse die Sache schon bald in der 
NATO thematisieren.

Entscheidende Verhandlungen zu Rolle und 
Umfang der NATO im künftigen Europa fanden am 
9. und 10. Februar 1990 in Moskau statt. Zunächst 
traf US-Außenminister Baker bei Gorbatschow 
ein. Er hielt sich im Kern an das, was er genau eine 
Woche zuvor mit Genscher besprochen hatte: Das 
vereinigte Deutschland solle der NATO angehören, 
notierte er noch während des Gesprächs. Aller-
dings solle sich »die Jurisdiktion« des Militärpakts 
»nicht einen Inch nach Osten« verschieben. Das 
war nun doppeldeutig: Man konnte es als Fest-
legung verstehen, die NATO-Jurisdiktion werde 
sich nicht auf die DDR erstrecken; man konnte 
aber aus der Formulierung auch eine Absage an 
jede NATO-Osterweiterung herauslesen. Ob die 
Doppeldeutigkeit Bakers schludriger Mitschrift ge-
schuldet war oder ob Absicht hinter ihr steckte, 
ist nicht klar. Genscher, der am Nachmittag des 

10. Februar 1990 mit seinem sowjetischen Amts-
kollegen Eduard Schewardnadse zusammenkam, 
hatte ebenfalls mit ihr zu kämpfen, räumte sie aber 
explizit aus. Die Bundesregierung sei sich bewusst, 
erklärte er ausweislich einer Protokollnotiz, »dass 
die Zugehörigkeit eines vereinten Deutschlands 
zur NATO komplizierte Fragen aufwerfe. Für uns 
stehe aber fest: Die NATO werde sich nicht nach 
Osten ausdehnen«. Nach Ostdeutschland oder 
nach Osteuropa? Genscher ergänzte, »was im übri-
gen die Nichtausdehnung der NATO anbetreffe, so 
gelte dieses ganz generell«.

»Zur Hölle damit«
Zweierlei erwies sich schon bald als verhängnis-
voll. Das eine: Die sowjetische Seite versäumte 
es, sich die Zusagen zur NATO schriftlich geben 
zu lassen; das erleichtert es den westlichen Staa-
ten bis heute, sie ganz einfach abzustreiten. Das 
zweite: Mehr und mehr rückte die Frage in den 
Vordergrund, ob das Gebiet der DDR nach der 
Vereinigung zur NATO gehören sollte. »Natür-
lich« könne die NATO »ihr Territorium nicht auf 
das gegenwärtige Territorium (der DDR) ausdeh-
nen«, bekräftigte Bundeskanzler Helmut Kohl am 
10. Februar 1990 in Moskau bei Gorbatschow. Bis 
heute picken sich interessierte Kräfte derlei Zitate 

heraus und behaupten, der Westen habe 1990 al-
lenfalls einen Sonderstatus der früheren DDR in 
der NATO zugesagt, aber nicht den Verzicht auf 
eine NATO-Osterweiterung. Mit den schriftlich 
vorliegenden Quellen ist diese Interpretation aller-
dings nicht in Einklang zu bringen.

Dabei wurde letztlich sogar die Zusage, die 
NATO-Jurisdiktion nicht auf die einstige DDR 
auszudehnen, nach Kräften gedehnt und gebogen. 
Bereits Anfang Februar 1990 hatte sich in Wa-
shington der Nationale Sicherheitsrat mit der Fra-
ge befasst, wie man sich die Umsetzung der Zusa-
ge denn eigentlich vorzustellen habe: Dürfe etwa, 
sollten Streitkräfte nach Ostdeutschland eindrin-
gen, die NATO der Bundesrepublik dort nicht zu 
Hilfe eilen? Das könne ja wohl nicht sein, befand 
Bushs Nationaler Sicherheitsrat und entwickelte 
die Interpretation, es solle für Ostdeutschland 
lediglich einen »speziellen Militärstatus« geben, 
also etwa Beschränkungen in Sachen Truppen-
stationierung. Bush stimmte zu. »Zur Hölle da-
mit«, schimpfte er, als er am 24./25. Februar 1990 
Kanzler Kohl in Camp David empfing und beide 
über die mündlich zugesagte Nichtausdehnung 
der NATO-Jurisdiktion auf das Territorium der 
DDR diskutierten: »Wir haben uns durchgesetzt, 
sie nicht. Wir können nicht zulassen, dass die So-
wjets die Niederlage in letzter Minute abwenden.« 
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Damit war für Washington und für Bonn die Frage 
vom Tisch.

Dabei ist es dann auch geblieben. Als im Som-
mer 1990 während der Verhandlungen über den 
Zwei-plus-vier-Vertrag deutlich wurde, dass Kohl 
und Bush sich eigenmächtig über die Absprachen 
hinweggesetzt hatten, war Gorbatschow stinksauer. 
Innenpolitisch angeschlagen, fand er jedoch nicht 
mehr die Kraft, das Ruder herumzureißen, und 
ließ sich von Kohl kaufen; dessen Zusage, der 
wankenden Sowjetunion zwölf Milliarden D-Mark 
unter anderem für den Bau von Wohnungen für aus 
der DDR heimkehrende sowjetische Soldaten zur 
Verfügung zu stellen und drei Milliarden D-Mark 
in Form zinsloser Kredite draufzulegen, brach-
te ihn zum Schweigen. Im Zwei-plus-vier-Vertrag 
steht denn auch explizit, »das Recht des vereinten 
Deutschland, Bündnissen (…) anzugehören, wird 
von diesem Vertrag nicht berührt« (Artikel 6). Ein-
schränkungen werden nur auf unmittelbar prak-
tisch-militärischer Ebene festgelegt. So dürfen in 
Ostdeutschland keinerlei Kernwaffenträger instal-
liert werden; auch »ausländische Streitkräfte (…) 
werden in diesem Teil Deutschlands weder statio-
niert noch dorthin verlegt« (Artikel 5). Die einst 
zugesagten prinzipiellen Einschränkungen hatten 
ja Bush und Kohl gecancelt.

Dass es im Westen schon sehr früh die Absicht 
gab, die NATO nicht nur auf das frühere Gebiet der 
DDR, sondern auch noch weiter nach Osten aus-
zudehnen, das zeigt unter anderem die Mitschrift 
eines Gesprächs zwischen Genscher und Baker 
vom 21. März 1990. Baker erwähnte damals, so 
notierte es Genschers Büroleiter Frank Elbe, »es 
sehe (…) so aus, als wollten sich zentraleuropäi-
sche Staaten der NATO anschließen«. Genscher 
erwiderte darauf, dies sei »eine Frage, an der wir 
gegenwärtig (!) nicht rühren sollten«. Elbe hielt 
fest: »Baker stimmte dem zu.« Eine Weile lang 
dominierte in der Tat noch Zurückhaltung. Am 

6. März 1991 etwa äußerte Jürgen Chrobog, Poli-
tischer Direktor im Auswärtigen Amt, auf einem 
Treffen mit seinen Amtskollegen aus Frankreich, 
Großbritannien und den USA, man habe während 
der Zwei-plus-vier-Verhandlungen »deutlich ge-
macht, dass wir die NATO nicht über die Elbe 
hinaus ausdehnen würden«: »Wir könnten daher 
Polen und den anderen die NATO-Mitgliedschaft 
nicht anbieten.« Der US-Vertreter auf dem Tref-
fen, Raymond Seitz, stimmte zu: »Die NATO 
soll sich weder formal noch informell nach Osten 
ausdehnen.«

»Warum säen Sie Misstrauen?«
Lange hielt das Erinnerungsvermögen der west-
lichen Regierungen allerdings nicht. 1993 begann 
eine offenere Debatte über die Aufnahme neuer 
NATO-Mitglieder in Osteuropa, für die sich ins-
besondere Bundesverteidigungsminister Volker 
Rühe stark machte; der Gedanke, der ihn dazu 
trieb, lautete, die geplante Osterweiterung der 
EU durch die Einbindung der künftigen Mit-
gliedstaaten in die militärischen Bündnisstruk-
turen des Westens abzusichern. Für August 1993 
ist ein Ereignis belegt, das zeigt, wie die bei-
trittswilligen Staaten ihrerseits in die Offensive 
gingen: Polens Präsident Lech Walesa lud sei-
nen russischen Amtskollegen Boris Jelzin eines 
Abends zum gemütlichen Beisammensein unter 
vier Augen mit dem einen oder anderen Gläschen 
Wodka ein; dabei erhielt er, wie Jelzin weit nach 
Mitternacht seinem Außenminister Andrej Kosy-
gin berichtete, eine Zusage zu einem polnischen 
NATO-Beitritt. Kosygin gelang es, sie rückgängig 
zu machen. Das hielt den Westen allerdings nicht 
von weiteren Vorstößen ab.

In Moskau verschlechterte sich entsprechend 
die Stimmung. Im November 1993 kam eine Stu-
die des Auslandsgeheimdienstes SWR zu dem 

düsteren Schluss, eine »direkte Nachbarschaft« 
der NATO »zur russischen Grenze« werde zur 
»militärisch-politischen Destabilisierung der Re-
gion« führen. Im Lauf des Jahres 1994 waren 
die Pläne für eine NATO-Osterweiterung immer 
wieder Thema im Austausch zwischen Jelzin und 
US-Präsident William Clinton; Clinton taktierte, 
suchte abzuwiegeln, um einen großen Crash nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Das gelang nicht; der 
Eklat kam auf dem KSZE-Gipfel am 5./6. De-
zember 1994 in Budapest, auf dem die Organisa-
tion ihre Transformation in die OSZE beschloss. 
Wenige Tage zuvor hatte die NATO mit Blick auf 
ihre geplante Osterweiterung begonnen, die Mit-
gliedschaftskriterien zu diskutieren. Jelzin nutzte 
Clintons Anwesenheit auf dem Gipfel, um vor den 
Augen der Weltöffentlichkeit Moskaus Unmut zu 
demonstrieren. »Warum säen Sie Misstrauen?« 
fragte er verärgert, an die damals noch 16 NATO-
Staaten gerichtet: »Europa ist in Gefahr, in einen 
neuen kalten Frieden zu stürzen.« Und an Clinton 
gewandt, äußerte er: »Die Geschichte zeigt, dass 
es eine gefährliche Illusion ist zu glauben, dass 
das Schicksal von Kontinenten und der Weltge-
meinschaft allgemein von einer einzigen Haupt-
stadt aus gemanagt werden kann.«

Der Unmut in Moskau hielt an. Es gelang 
immerhin, dem westlichen Militärpakt mit der 
NATO-Russland-Grundakte ein Dokument abzu-
trotzen, das als Grundlage für ein gewisses Maß 
an Kooperation diente und dem Westen ein paar 
sachte Beschränkungen auferlegte, wenngleich 
diese recht schwammig waren. So heißt es in der 
Grundakte, die am 27. Mai 1997 unterzeichnet 
wurde, kurz vor dem offiziellen Beitrittsangebot 
an Polen, Tschechien und Ungarn auf dem NATO-
Gipfel am 8./9. Juli 1997 in Madrid: »Die NATO 
und Russland betrachten einander nicht als Geg-
ner«; »sie verfolgen gemeinsam das Ziel, (…) das 
gegenseitige Vertrauen und die Zusammenarbeit 
zu stärken«. Die NATO bekundete unter anderem, 
sie habe »nicht die Absicht, keine Pläne und auch 
keinen Anlass«, »nukleare Waffen im Hoheits-
gebiet neuer Mitglieder zu stationieren«. Auch 
nehme sie – jedenfalls »in dem gegenwärtigen und 
vorhersehbaren Sicherheitsumfeld«  – ihre »kol-
lektive Verteidigung und andere Aufgaben eher 
dadurch wahr«, dass sie auf »Interoperabilität, 
Integration und Fähigkeit zur Verstärkung« setze, 
als dass sie »zusätzlich substantielle Kampftrup-
pen dauerhaft« in den neuen Mitgliedstaaten sta-
tioniere. »Keine Pläne«, »gegenwärtig«, »eher«: 
Es gab schon Gummiparagraphen mit verbind-
licheren Formulierungen.

In falschem Glauben wiegen
Aufschlussreich ist, dass Washington parallel zu 
den Vorbereitungen für die NATO-Osterweite-
rung Mitte der 1990er Jahre daran ging, die 
Beziehungen des Bündnisses zur Ukraine zu in-
tensivieren. Nach dem 1994 erfolgten Beitritt des 
Landes zum NATO-Partnership for Peace (PfP), 
einem wenig verbindlichen, sehr breiten Koope-
rationsformat, beteiligte sich Kiew Ende 1995 bis 
Ende 1999 mit einem eigenen Bataillon (Ukrbat) 
an der NATO-Intervention in Bosnien-Herzego-
wina. Am 7. Mai 1997 – die Unterzeichnung der 
NATO-Russland-Grundakte stand kurz bevor  – 
eröffnete das Bündnis sein erstes »Informati-
ons- und Dokumentationszentrum« im Ausland: 
in Kiew. Am 9.  Juli 1997 unterzeichneten die 
NATO und die Ukraine eine »Charta über eine 
besondere Partnerschaft«. Sie sah nicht nur eine 
Zusammenarbeit auf dem Rüstungssektor, son-
dern ausdrücklich auch die Schaffung von »Inter-
operabilität« vor: Es ging darum, gemeinsame 
Militäreinsätze auf lange Sicht zu optimieren. 
Im August 1997 bestätigte das Kölner Bundesin-
stitut für ostwissenschaftliche und internationale 
Studien (BIOst), das 2001 in der Stiftung Wissen-
schaft und Politik (SWP) aufging, dass die Charta 
recht weit reiche: Der Unterschied zwischen ihr 
und etwa der NATO-Russland-Grundakte sei so 
groß wie derjenige »zwischen einem Vertrag 
über die Partnerschaft und einem Nichtangriffs-
vertrag«.
Die NATO-Osterweiterung begann unterdessen. 
Am 12. März 1999 traten Polen, Tschechien und 
Ungarn offiziell bei; am 29. März 2004 folgten 
Estland, Lettland und Litauen, die Slowakei, Slo-
wenien, Rumänien und Bulgarien. In Ost- und 
Südosteuropa hatte sich damit ein Staatenring ge-
schlossen, der im Baltikum und in Polen an Russ-
land grenzte bzw. dessen Exklave Kaliningrad 

umschloss. Das war der Zeitpunkt, zu dem Wa-
shington langsam, aber sicher die Ukraine stärker 
in den Blick zu nehmen begann. Dort hatten Ende 
2007 Präsident Wiktor Juschtschenko, der An-
fang 2005 dank der vom Westen unterstützten 
»Orangenen Revolution« an die Macht gelangt 
war, und Ministerpräsidentin Julia Timoschenko 
das Ziel, der NATO beizutreten, in ihr Koalitions-
abkommen aufgenommen. Für den NATO-Gipfel 
vom 2. bis zum 4. April 2008 in Bukarest hatte 
Washington konkrete Schritte im Visier: Es wollte 
die Ukraine in den Membership Action Plan des 
Militärbündnisses aufnehmen, der gewöhnlich der 
erste förmliche Schritt auf dem Weg zum voll-
gültigen NATO-Beitritt ist. US-Präsident George 
W. Bush reiste unmittelbar vor dem Gipfel eigens 
nach Kiew, um dort die letzten Absprachen für das 
Vorhaben zu treffen.

In Bukarest scheiterte er allerdings  – an Ber-
lin. Für die Bundesregierung hatte die damals in 
die Wege geleitete EU-Assoziierung der Ukraine 
Priorität; es war klar, dass ein NATO-Beitritt des 
Landes zu zusätzlichen, aus deutscher Sicht un-
erwünschten Auseinandersetzungen mit Moskau 
führen würde, und ohnehin: Zur damaligen Zeit 
wollte Deutschland es sich mit Russland noch 
nicht endgültig verderben. Berlin blockierte daher 
die Aufnahme in den Membership Action Plan; 
man einigte sich letzten Endes auf einige allge-
meine Formulierungen, die nach außen Eindruck 
machten, aber noch nichts Konkretes in Aussicht 
stellten. »Die NATO begrüßt das euro-atlantische 
Streben der Ukraine und Georgiens nach Mit-
gliedschaft in der NATO«, hieß es in Absatz 23 der 
Bucharest Summit Declaration: »Wir kamen heu-
te überein, dass diese Länder NATO-Mitglieder 
werden.« Zu einer zeitlichen Perspektive für die 
Mitgliedschaft wurden allerdings keinerlei Anga-
ben gemacht; Berlin hatte sich durchgesetzt. Kiew 
freilich integrierte Anfang 2019  – einen gewalt-
samen prowestlichen Umsturz und allerlei weitere 
politische Wendungen später – das Ziel des NATO-
Beitritts in die ukrainische Verfassung.

Die Geschichte der NATO-Osterweiterung war 
damit beileibe nicht zu Ende. Am 1. April 2009 
nahm das Bündnis Albanien und Kroatien auf, am 
5. Juni 2017 Montenegro und am 27. März 2020 
Nordmazedonien. Damit gehören ihm sämtliche 
Staaten Ost- und Südosteuropas bis auf Bosnien-
Herzegowina und Serbien an; Serbien kooperiert 
militärisch in wachsendem Maße mit Russland, 
während Bosnien-Herzegowina vor allem wegen 
der bosnischen Serben als politisch unzuverläs-
sig gilt. Die Aufnahme Nordmazedoniens war 
allerdings nur mit erheblichen Tricksereien durch-
zusetzen gewesen. Für die Aufnahme war wegen 
griechischer Einwände die Umbenennung des 
Landes notwendig, die allerdings sehr unpopulär 
war. Trotz eines werbenden Besuchsreigens in 
Skopje, an dem sich binnen weniger Wochen Bun-
deskanzlerin Angela Merkel, US-Verteidigungs-
minister James Mattis, NATO-Generalsekretär 
Jens Stoltenberg und einige mehr beteiligten, 
blieb die Beteiligung an dem notwendigen Refe-
rendum am 30. September 2018 weit unter dem 
erforderlichen Quorum von 50 Prozent. Selbst als 
die Regierung in Skopje die Umbenennung dann 
eben – gegen den Willen der Bevölkerung – vom 
Parlament verabschieden ließ, kam sie nicht ohne 
halböffentliche Schiebereien mit Oppositionsab-
geordneten, deren Stimmen sie brauchte, aus.

Von 16 (1990) auf 30 (2020) Staaten: Die 
NATO ist seit den denkwürdigen Verhandlungen 
vor 30 Jahren gewaltig gewachsen, und zwar nach 
Osten, in Richtung Russland. Dass man 1990, wie 
es Ex-CIA-Direktor (1991 bis 1993) und Exver-
teidigungsminister (2006 bis 2011) Robert Gates 
einmal formuliert hat, »Gorbatschow und andere 
glauben gemacht« hat, man werde das Bündnis 
auf gar keinen Fall nach Osten erweitern, hat sich 
aus Sicht der Kalten und Heißen Krieger im Wes-
ten gelohnt.

Jörg Kronauer schrieb an dieser Stelle zuletzt 

am 27. Oktober 2021 über den Brexit und die 

Folgen.
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NATO-Fanboy in Flecktarn  
(Soldat während einer Rast bei einer 

Truppenverlegung von Deutschland nach 
Polen in der Nähe von Warschau, März 2017)
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